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ZEITGESPRACH

Ist die Talsohle überwunden?

Die Wirtschaft der Bundesrepublik erlebte in den letzten Monaten auf breiter Front einen Konjunktur- 
abschwung. Nun gibt es erste Anzeichen einer Besserung. Ist die Talsohle überwunden? Wir fragten 
wichtige Branchen nach ihren Erwartungen.

Achim Diekmann

Automobile: Aufschwung mit Risiken

Der seit eindreiviertel Jahren 
anhaltende konjunkturelle 

Abschwung in der Bundesrepu
blik war von Anfang an durch 
eine starke Differenzierung der 
Branchenentwicklung gekenn
zeichnet. Während sich die 
Nachfrage nach Stahl und che
mischen Erzeugnissen noch bis 
weit ins abgelaufene Jahr hin
ein auf einem außerordentlich 
hohen Niveau bewegte und in
nerhalb des Investitionsgüterbe
reichs zumindest in der An
fangsphase der konjunkturellen 
Ermüdung weder der Maschi
nenbau noch die Elektroindu
strie Anlaß hatten, sich über 
unzureichende Kapazitätsaus
lastung zu beklagen, waren die 
Bauwirtschaft und die Automo
bilindustrie schon sehr früh in 
den Konjunkturschatten getre
ten.

Bereits im Frühjahr 1973, noch 
bevor sich die Bundesregierung 
entschloß, dem immer heftiger 
werdenden Preisauftrieb durch 
nachfragedämpfende Maßnah
men entgegenzutreten, machten

sich die ersten Anzeichen der 
Abschwächung der Inlandsnach
frage nach Personen- und Kom
binationskraftwagen bemerkbar.

Im Sog der Inflation war es 
am inländischen PKW-Markt um 
die Jahreswende 1972/73 noch 
einmal zu einem kräftigen Nach
fragestoß gekommen, dessen 
Kraft in den folgenden Monaten 
jedoch rasch erlahmte. Auch der 
Bestelleingang aus dem Aus
land erreichte im 1. Quartal 1973 
seinen Kulminationspunkt, wenn
gleich die Ausfuhr das ganze 
Jahr über auf einem relativ ho
hen Stand verharrte.

Im Nutzfahrzeugsektor hatte 
der Ankündigungseffekt der In
vestitionssteuer zu Beginn des 
2. Quartals 1973 für eine kurz
fristige Belebung des Geschäfts 
gesorgt. Im weiteren Verlauf des 
Jahres sank jedoch die Nach
frage auch hier deutlich unter 
die langfristige Trendlinie.

Als im Gefolge des Yom-Kip- 
pur-Krieges durch den von den 
arabischen Staaten verhängten

Ölboykott neue Unsicherheits
momente in den Markt hinein
getragen wurden, war der Ab
schwung der Automobilnach
frage bereits in vollem Gange. 
Geschwindigkeitsbegrenzungen, 
Sonntagsfahrverbote und dro
hende Benzinrationierung be
wirkten zwar eine momentane 
Verschärfung der Abwärtsbewe
gung, blieben jedoch ohne nach
haltigen Einfluß auf den kon
junkturellen Trend.

Die Talfahrt der Inlandsnach
frage endete im Frühjahr 1974 
auf einem Niveau, das rund ein 
Drittel niedriger lag als die ein 
Jahr zuvor erreichten konjunk
turellen Spitzenwerte. Saison
bereinigt war der Inlandsabsatz 
von 220 000 Kraftwagen aller Art 
im Januar 1973 auf einen Mo
natsdurchschnitt von 142000 Ein
heiten im 1. Quartal 1974 abge
sunken. Auf diesem Niveau kon
solidierte sich die Nachfrage. 
Saisonbereinigt lagen die Zu
lassungen am Jahresende 1974 
nur wenig höher als zum Jah
resbeginn.
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Währenddessen hielt der im 
Sommer 1973 in Gang gekom
mene Rückgang der Fahrzeug
produktion auch 1974 das ganze 
Jahr über an. Wurden Anfang
1973 saisonbereinigt noch mo
natlich etwa 341 000 Kraftwagen 
produziert, so erreichte der Aus
stoß im Dezember 1974 nur noch 
221 000 Einheiten. Bestimmend 
für den anhaltenden Produk
tionsrückgang war neben lager
zyklischen Einflüssen vor allem 
die stark rückläufige Entwick
lung der Ausfuhr, die sich im 
Laufe des Jahres ebenfalls um 
rund ein Drittel verringert hatte. 
Die schwache Belebung im In
land vermochte diesen Einbruch 
auch nicht annähernd auszu
gleichen.

Die Automobilindustrie trug 
der veränderten Absatzlage 
durch die Einführung von Kurz
arbeit Rechnung. Mehr als ein 
Viertel der in diesem Industrie
zweig Beschäftigten war zeit
weise hiervon betroffen. Gleich
zeitig wurde mit Hilfe von Ab
findungen und durch Nichterset- 
zen der Fluktuation die Zahl der 
Beschäftigten im Straßenfahr
zeugbau innerhalb eines Jahres 
von 632 000 (Ende Dezember 
1973) auf 584 000 reduziert. Die 
Zahl der geleisteten Beschäftig- 
tenstunden verminderte sich
1974 von 1113 Mill. auf 1000 Mill. 
( -  10,2%).

Bei der Beurteilung der Lage, 
wie sie sich durch den Nach
fragerückgang der vergangenen 
zwei Jahre für den Automobil
sektor ergeben hat, ist freilich 
zu berücksichtigen, daß sich die 
stückzahlmäßige Entwicklung 
der Produktions- und Absatz
ziffern und die Entwicklung der 
wertmäßigen Produktionslei
stungen dieses Sektors nicht 
decken. Während die Zahl der 
hergestellten Kraftwagen 1974 
um 21,4% zurückging, verrin
gerte sich der wertmäßige Out
put preisbereinigt nur etwa um 
die Hälfte dieses Prozentsatzes. 
Die Ursache für diese Diskre
panz liegt einmal in der Verän

derung der Zusammensetzung 
der Produktion zugunsten der 
stückzahlmäßig zwar weniger zu 
Buche schlagenden, aber einen 
sehr hohen Stückwert reprä
sentierenden Schwerlastwagen. 
Hohe Exportaufträge aus den 
Ländern des Nahen Ostens er
möglichten es, die Produktion 
dieser Fahrzeuge entgegen dem 
allgemeinen Trend sogar ge
ringfügig zu steigern. Zum an-
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deren wirkte die insgesamt von 
der Flaute nur wenig berührte 
Fertigung von Kraftfahrzeugtei
len und Zubehör ausgleichend 
auf das Produktionsergebnis. 
Die Wertschöpfung der dem 
Automobilsektor zuzuordnenden 
Unternehmen lag daher 1974 
nur um etwa 12%  niedriger als 
im Jahr zuvor.

Auftriebskräfte im Inland

Die konjunkturpolitische Rele
vanz dieses Produktionsrück
ganges war gleichwohl beacht
lich. Auf das Konto der verrin
gerten Nachfrage nach Erzeug
nissen der Automobilindustrie 
geht fast die Hälfte der kon
junkturbedingten Wachstumsver
luste, die sich in der Entwick
lung des Bruttoinlandsprodukts 
während der letzten drei Quar
tale des abgelaufenen Jahres 
niedergeschlagen haben. Die 
Frage, wie sich die Absatzper
spektiven der Automobilindu
strie in den nächsten Monaten 
gestalten werden, ist daher für 
den weiteren Konjunkturverlauf 
von erheblicher Bedeutung. Da
bei spielen nicht nur die rein 
quantitativen Zusammenhänge 
zwischen dem Produktionsge
schehen in dieser Schlüsselindu
strie und der Entwicklung in den 
von ihr abhängigen Wirtschafts
bereichen eine Rolle. Eine Wie
derbelebung der Automobilpro
duktion hätte darüber hinaus 
Signalwirkung für das gesamte 
konjunkturelle Klima in der Bun
desrepublik. So erscheint auch 
die Ungeduld verständlich, mit 
der in den vergangenen Wochen 
das Ansteigen der inländischen 
Verkaufsziffern als erstes An
zeichen eines bevorstehenden 
Autofrühlings beschworen wurde. 
Aber ist das Eis tatsächlich 
schon gebrochen?

Daß sich zum Jahresbeginn 
nach langen Monaten der Zu
rückhaltung erstmals wieder 
Auftriebskräfte am inländischen 
PKW-Markt durchgesetzt haben, 
steht außer Zweifel. Die deutlich 
über das saisonübliche Maß
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Ifo-Instituts von 86,0 % im April 
1974 auf 80,5 % im Januar 1975. 
Das betriebliche Optimum dürfte 
dagegen bei 88—90 % liegen. 
Wie in anderen Bereichen der 
Wirtschaft zuvor suchten nun 
auch die Maschinenbauunter
nehmen, durch Personalabbau 
und andere Rationalisierungs- 
bzw. Sparmaßnahmen der aus 
dieser ungünstigen Entwicklung 
erwachsenen Belastung zu be
gegnen. Im Dezember 1974 lag 
die Zahl der Beschäftigten mit 
1 150 000 um 2%  unter dem 
Stand im entsprechenden Vor
jahresmonat, die Zahl der Kurz
arbeiter stieg sprunghaft an: im 
Februar 1975 waren es 101 000 
gegenüber 47 000 im November 
1974.

Anhaltende Investitionsschwäche

Der Inlandsmarkt nahm 1974 
Maschinen im Werte von 41,5 
Mrd. DM auf, was einem realen 
Rückgang von 7,6%  entspricht. 
In dieser unbefriedigenden Ent
wicklung kommt eine nun 
schon seit über drei Jahren 
anhaltende Investitionsschwäche 
fast sämtlicher Bereiche der 
deutschen Wirtschaft zum Aus
druck. Wurde in der Periode 
von 1960 bis 1970 noch ein 
durchschnittliches jährliches 
Wachstum der realen Ausrü
stungsinvestitionen um 7,4 % 
verzeichnet, so hat die Investi
tionstätigkeit seither praktisch 
stagniert. Daraus resultiert eine 
Einschränkung des Wachstums
spielraums unserer Wirtschaft, 
auf die bereits verschiedene 
Wirtschaftsforscher hingewiesen 
haben '). Hier mag die Feststei
i)  V g l. z. B. D lW -W o ch e n b e rich t Nr. 1274

u n d  4/75; JG 74/75, Z if fe r  219 ff.

lung genügen, daß die von der 
Bundesregierung im Jahreswirt
schaftsbericht 1972 im Rahmen 
ihrer mittelfristigen Zielprojek
tion genannte durchschnittliche 
Wachstumsrate für das Brutto
sozialprodukt von 4,5 % inner
halb dieses Jahrzehnts nicht 
mehr als erreichbar betrachtet 
werden kann, weil inzwischen 
eine Investitionslücke von ca. 
100 Mrd. DM klafft. Stagnieren 
die Investitionen auch in der 
zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts, 
so wird, wie Theodor Brinkmann 
berechnet hat, die jahresdurch
schnittliche Wachstumsrate des 
Produktionspotentials 1975 bis 
1980 höchstens 1,8 bis 2,3 % be
tragen können 2).

Sucht man nach den Ursachen 
dieser Investitions- und Wachs
tumsschwäche, so ergibt sich 
daraus zugleich auch eine Ant
wort auf die Frage, ob und unter 
welchen Umständen mit einer 
Wiederbelebung der Binnenkon
junktur gerechnet werden kann. 
Es wird deutlich, daß es sich da
bei keineswegs um ein aus
schließlich konjunkturelles Phä
nomen handelt, vielmehr wird 
der Zusammenhang zu grundle
genden Strukturverschiebungen 
in der deutschen Wirtschaft deut
lich.

An erster Stelle muß hier auf 
die Gewinnverschlechterung hin
gewiesen werden, durch die so
wohl die Investitionsanreize wie 
auch der erforderliche Finanzie
rungsspielraum reduziert wur
den. Am deutlichsten wird dies 
aus den Angaben des Statisti
schen Bundesamtes über die 
Entwicklung der nicht entnom
menen Gewinne der Unterneh

men nach Abzug der direkten 
Steuern, die 1974 nur noch 0,7 
Mrd. DM betrugen gegenüber
10.7 Mrd. DM im Vorjahr und
18.7 Mrd. DM im Jahre 1971. In
nerhalb der kurzen Periode von 
1971 bis 1974 sank der Anteil 
der Bruttoeinkommen aus Unter
nehmertätigkeit und Vermögen 
am Volkseinkommen von 31,7 
auf 28,4 %. Hierin finden ohne 
Zweifel die von den Gewerk
schaften in ihrer Tarifpolitik und 
dem Gesetzgeber in der Steuer
politik ausgeübten Weichenstel
lungen in Richtung auf eine Er
höhung der Lohnquote ihren 
Niederschlag. Ob gewollt oder 
nicht, damit wurde aber zu
gleich das Wachstumspotential 
der Volkswirtschaft empfindlich 
getroffen.

Andere Faktoren, die in diesem 
Zusammenhang genannt wer
den müssen, sind die Tendenz 
der seit 1967 geführten Global
steuerungspolitik, Maßnahmen 
zur Nachfragedämpfung in erster 
Linie im Investitionsbereich an
zusetzen, sowie übertriebene 
gesellschaftspolitische Forde
rungen bis hin zur Infragestel
lung der marktwirtschaftlichen 
Ordnung. Weite Kreise der Un
ternehmerschaft wurden dadurch 
verunsichert, was nicht ohne ne
gative Konsequenzen für ihr 
Investitionsverhalten bleiben
konnte.

Zweifel am 
wirtschaftspolitischen Kurs

Der seit einigen Monaten zu 
beobachtende Kurs der Wirt-

5) T h e o d o r B r i n k m a n n :  W a ch s lu m s
und  V e rte ilu n g s s p ie lra u m  1975 b is  1980. 
K ö ln  1975 (B e iträ g e  des  In s titu ts  d e r d e u t
schen W irtsch a ft, H e it 18), S. 33.

KONJUN KTU R 
VON MOR GE N

D e r  v i e r z e h n t ä g l i c h  e r s c h e i n e n d e  K u r z b e r i c h t  d e s  H W W A  -  In s t i t u t  f ü r  W i r t s c h a f t s 
f o r s c h u n g  -  H a m b u r g  ü b e r  d ie  B i n n e n -  u n d  W e l t k o n j u n k t u r  u n d  d ie  R o h s t o f f m ä r k t e

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G
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schaftspolitik zielt nicht ohne 
Grund in Richtung einer Ent
lastung der Privatwirtschaft. So 
ist es gelungen, die Steigerungs
sätze der Tarifabschlüsse spür
bar zu drücken. Der den Unter
nehmen aufgelastete Kosten
anstieg bleibt jedoch immer 
noch auf einem sehr hohen Ni
veau. Für den Maschinenbau 
brachte die letzte Lohnrunde 
eine Personalkostensteigerung 
um etwa 9 %. Der befristeten In
vestitionszulage steht anderer
seits die im Zuge der Steuer
reform eingetretene Erhöhung 
der Substanzsteuern gegenüber, 
weshalb es bezweifelt werden 
muß, daß hier wirklich die Vor
aussetzungen für einen neuen 
Aufschwung geschaffen wurden. 
Die Wirtschaft erwartet insbe
sondere eine Abkehr von der 
Besteuerung von inflations
bedingten Scheingewinnen. 
Auch eine Verbesserung der 
Möglichkeiten für einen tempo
rären Einkommensausgleich im 
Steuerrecht — carry back — 
müßte sich gerade in einer Kon
junktursituation wie der jetzigen 
positiv auf die Investitionsfähig
keit der Unternehmen auswir
ken.

In der Auftragsentwicklung des 
Maschinenbaues sind bisher 
keine Anzeichen für eine Be
lebung der inländischen Investi
tionstätigkeit zu erkennen. 1974 
lag der Inlandsauftragseingang 
nominal um 1 und real um 10% 
unter dem Vorjahresergebnis. In 
den ersten beiden Monaten des 
laufenden Jahres pendelte das 
Inlandsgeschäft um das im letz
ten Quartal des Vorjahres er
reichte Niveau, gegenüber Ja
nuar und Februar 1974 ergab 
sich real ein Rückgang um 6% . 
Saisonale Faktoren sowie das 
Bestreben der Unternehmen, 
sich durch das Vorziehen von 
Aufträgen wenigstens für das 
noch verbleibende Investitions
volumen die Investitionszulage 
zu sichern, läßt für die folgen
den Monate einen Anstieg der 
Neuabschlüsse erwarten. Dabei

bleibt es jedoch völlig offen, ob 
es sich dabei um den erwünsch
ten konjunkturellen Anstoß oder 
eine Scheinblüte handelt, der 
nach der Jahresmitte eine er
neute Abschwächung des Order
eingangs folgt.

Berücksichtigt man die Ertrags
situation der Unternehmen und 
die geringe Auslastung der vor
handenen Kapazitäten in weiten 
Bereichen der Industrie, so wird 
man eher zu Skepsis neigen und 
Zweifel an der Erwartung einer 
baldigen Umkehr der Investi
tionsentwicklung anmelden. Vie
les spricht dafür, daß beim Aus
bleiben weiterer fiskalischer 
Maßnahmen erst eine Festigung 
der Verbrauchsgüterkonjunktur 
größere Bereiche der verarbei
tenden Industrie zu einer Aus
weitung ihres Produktionsappa
rates und damit auch des Er
werbs neuer maschineller Aus
rüstungen veranlassen kann.

Abkühlung des Exportgeschäftes

Der Maschinenbau konnte 1974 
seine Ausfuhr real um 13 % stei
gern, und der nicht unbeträcht
liche Auftragsüberhang dürfte 
auch für die erste Hälfte des lau
fenden Jahres eine weitere Auf
wärtsentwicklung gewährleisten. 
Dies sollte jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß das Ex
portgeschäft sich inzwischen 
spürbar abgekühlt hat und das 
Niveau des Auslandsauftragsein
gangs in den ersten Monaten 
dieses Jahres deutlich unter 
dem im vergangenen Herbst er
reichten zurückbleibt. In den 
Monaten Januar und Februar 
1975 lag der reale Auftragsein
gang aus dem Ausland um 10% 
unter dem in der Vergleichs- 
Periode des Vorjahres. Dabei 
machte sich insbesondere das 
Ausbleiben von Großaufträgen 
bemerkbar, die den Geschäfts
verlauf zuvor so stark geprägt 
hatten.

Mehr als die bisher statistisch 
erkennbaren Schwächetenden
zen im Exportgeschäft muß die

Tatsache beunruhigen, daß der 
Absatz in den großen westlichen 
Industrieländern aufgrund der 
schlechten Konjunkturentwick
lung, aber auch durch drohende 
handelspolitische Eingriffe ge
fährdet erscheint. Das weltweite 
Abflachen der Investitionstätig
keit hat zugleich die Lieferfähig
keit der ausländischen Konkur
renz verbessert, ja da und dort 
bereits zu einem Run auf die 
Drittmärkte geführt, so daß die 
Konkurrenzsituation erheblich 
verschärft wurde. Dabei wirkt 
sich die neuerliche Aufwertungs
tendenz für die DM erschwerend 
aus, zumal die Bedeutung des 
Preises alsWettbewerbsfaktor auf 
schwachen Märkten erfahrungs
gemäß zunimmt. Der Maschinen
bau der Bundesrepublik dürfte 
ohnehin noch nicht alle Folgen 
der durch die Wechselkursverän
derungen der letzten Jahre her
beigeführten Umkehr der inter
nationalen Kostenrelationen be
wältigt haben.

Auch wenn hier auf eine detail
lierte Analyse der Exportmärkte 
verzichtet wird, dürfte deutlich 
geworden sein, daß die Ausfuhr 
für den Maschinenbau 1975 nicht 
die gleiche Rolle als Beschäfti
gungsstabilisator spielen kann, 
die sie im Vorjahr erfreulicher
weise ausgefüllt hat. Damals 
stand einem Absatzrückgang im 
Inland eine lebhafte Exportkon
junktur gegenüber, so daß per 
Saldo noch ein bescheidenes 
Plus in der Produktion erzielt 
werden konnte. Auch wenn ein 
scharfer Einbruch im Export bis
her nicht zu befürchten ist und 
die in den großen Industrielän
dern, so auch den USA, eingelei
teten Konjunkturbelebungspro
gramme eine allmähliche Über
windung der rezessiven Kräfte in 
der Weltwirtschaft erwarten las
sen, muß für die zweite Jahres
hälfte mit Stagnation oder einem 
leichten Rückgang gerechnet 
werden. Damit steht aber fest, 
daß nur eine anhaltende Bele
bung des Inlandsabsatzes die 
Beschäftigungssituation des Ma
schinenbaues stabilisieren kann.
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Wolfgang Munde

Chemie: Im Grundsatz optimistisch

Das Jahr 1974 hatte der viele 
Jahre an stabile Preise und 

regelmäßige Zuwachsraten ge
wohnten chemischen Industrie 
einen völlig neuen Trend ge
bracht: Stürmischen Preisauf
trieb infolge einer beispiellosen 
Kostenexplosion bei stagnieren
der Produktion. Am Jahresende 
sah sich die Chemie an der 
Spitze der umsatzstärksten In
dustrien vor Maschinenbau und 
Elektroindustrie: aber das war 
alles andere als ein Erfolgser
lebnis.

Bei einer Umsatzausweitung 
um etwa 30%  gegenüber 1973 
auf 83,5 Mrd. DM blieb die Pro
duktionsmenge 1974 praktisch 
unverändert. Nachdem in den 
ersten drei Quartalen nur ein
zelne Sparten betroffen worden 
waren, dehnten sich die rezes
siven Erscheinungen gegen das 
Jahresende fast auf die ganze 
Chemie aus. Nur bei Agrar
chemikalien — also Pflanzen
schutz* und Düngemitteln — war 
infolge einer weltweit gestiege
nen Verknappung noch eine zu
nehmende Nachfrage zu ver
zeichnen. Daneben konnten nur 
noch Arzneimittel — traditionell 
wenig konjunkturempfindlich — 
eine befriedigende Position be
haupten.

Diese Entwicklung hat sich im 
Jahr 1975 fortgesetzt. Der Ja
nuar brachte einen wertmäßigen 
Umsatzrückgang um über zwei
einhalb Prozent gegenüber dem 
Januar 1974. Mengenmäßig ent
sprach dem ein Minus von 15%. 
Der Februar war noch schlech
ter: Die Umsätze lagen um fast 
8 %  niedriger als im Jahr davor. 
Auch Anfang April — bei Redak

tionsschluß — zeichnete sich 
noch keine eindeutige Umkehr 
dieses Trends ab, der sich wei
terhin, von den erwähnten Aus
nahmen abgesehen, quer durch 
den ganzen Chemiebereich zog. 
Besonders hart blieben Chemie
fasern, Kunststoffe sowie Far
ben und Lacke betroffen.

1974 hatte der Chemie-Export 
überproportional um 50%  zu
genommen. Damit erreichte die 
chemische Industrie 1974 eine 
Rekord-Exportquote von 45%. 
Die Entwicklung am Anfang die
ses Jahres verlief umgekehrt. 
Während das Inlandsgeschäft im 
Januar nur um etwa 1,4% zu
rückging, nahm der Export um 
fast viereinhalb Prozent ab. Im 
Februar ging dann der Inlands
umsatz um 4 bis 5%  zurück, der 
Export sogar um 10 bis 11 %.

Die Chemie ist aber auf ein 
gutes und kontinuierlich wach
sendes Exportgeschäft angewie
sen, wenn sie ihre Kapazitäten 
im erforderlichen Umfang aus
lasten und die Arbeitsplätze 
ihrer etwa 600 000 Mitarbeiter 
erhalten will. Der deutsche 
Markt wird selbst bei bester 
Binnenkonjunktur nie einen we
sentlich größeren Anteil der ein
heimischen Chemieproduktion 
aufnehmen können als in den 
vergangenen Jahren.

Rückläufiger Exporttrend

Selbst wenn also die progno
stizierte Belebung in der zwei
ten Hälfte des Jahres 1975 im 
Inland einsetzen sollte, wird sie 
nicht ausreichen, um den Rück
stand auszugleichen, der jetzt 
schon klar zu erkennen ist. Wie

das Ergebnis am Ende dieses 
Jahres für die chemische Indu
strie aussehen wird, hängt des
halb überwiegend davon ab, ob 
es gelingt, den rückläufigen 
Trend beim Export aufzufangen. 
Das legt die Frage nahe, welche 
Voraussetzungen erfüllt sein 
müssen, damit das Auslands
geschäft der deutschen Chemie 
sich gesund weiter entwickeln 
kann.

Eine weltweit gute Konjunktur 
ist die wichtigste Grundlage 
eines florierenden internationa
len Geschäfts. In dem Abflauen 
ihrer Exporte Anfang des Jah
res sieht die Chemie Auswirkun
gen der zur Zeit in vielen Län
dern in unterschiedlichem Maß 
abflachenden Konjunktur. Die 
deutsche Chemie setzt ihre Hoff
nung auf eine gewisse Stabili
sierung der internationalen wirt
schaftlichen Situation.

Die Chemie der Bundesrepu
blik lebt im Vergleich zu ihrer 
Konkurrenz in anderen Ländern 
noch immer mit einer relativ 
niedrigen Inflationsrate. Sie ist 
dringend daran interessiert, daß 
dies so bleibt, weil es ihr er
laubt, im internationalen Wett
bewerb mit günstigen Preisen 
anzutreten. Die Chemie unter
stützt deshalb eine Stabilitäts
politik, die der langfristigen Er
haltung des Geldwertes Vorrang 
einräumt. Natürlich hält die che
mische Industrie — die selbst im 
Februar etwa 20 000 Arbeitslose 
und 35 000 Kurzarbeiter zählte 
-  auch eine Senkung der Ar
beitslosenzahl für vordringlich. 
Eine solide Stabilitätspolitik auf 
der ganzen Linie dürfte jedoch 
sicherer zu diesem Ziel führen
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als einseitige Arbeitsbeschaf
fungsprogramme.

Auch andere Länder, wie 
Frankreich und Italien, bekämp
fen die Inflation neuerdings 
energischer. Das erschwert den 
deutschen Export und fördert 
den Importdruck. Aber auf die 
Dauer können wir von größerer 
Stabilität in unseren Partner
ländern nur profitieren. Wir soll
ten deshalb kurzfristige Besorg
nisse hinter langfristige w irt
schaftliche Überlegungen zu
rücktreten lassen.

Hohe Arbeitskosten

Ein weiterer wichtiger Faktor 
des Auslandsgeschäfts sind die 
Währungsverhältnisse. Zweifel
los ist unsere Mark dem Dollar 
gegenüber zu hoch bewertet. 
Die Auswirkungen dieser Tat
sache auf den Außenhandel sind 
evident.

Eine andere, weniger be
kannte Tatsache sei hier eben
falls erwähnt: Die Arbeitskosten 
in der chemischen Industrie der 
Bundesrepublik liegen heute 
über denen der USA. Zwar sind 
die amerikanischen Nominal
löhne immer noch höher als in 
der Bundesrepublik. Aber die 
amerikanische Chemie hat auf 
umgerechnet je 100 DM Lohn 
nur 26 DM Lohnnebenkosten zu 
verkraften, während unsere Un
ternehmen rund 65 DM aufbrin
gen müssen. Noch ungünstiger 
ist das Verhältnis im Vergleich 
zu allen wichtigen europäischen 
Industrieländern.

Nicht zuletzt auch aus diesem 
Grund gewinnen die Auslands
investitionen der chemischen In
dustrie zunehmend an Bedeu
tung. Deutsche Unternehmen in
vestierten 1974 rund 4,5 Mrd. DM 
im Ausland. Die chemische In
dustrie bestritt mit knapp 1 Mrd. 
den weitaus größten Anteil. Da
bei kann man nicht etwa vom 
Export von Arbeitsplätzen spre
chen. Derartige Investitionen im 
Ausland dienen lediglich der 
sinnvollen Ergänzung und da
mit letztlich der Stabilisierung

der exportorientierten Inlands
produktion. Sie tragen auch der 
verbreiteten Meinung Rechnung, 
daß die Exportquote der deut
schen Industrie noch wesentlich 
größer werden sollte. Der deut
sche Nachholbedarf in dieser 
Hinsicht ist bekanntlich groß — 
nicht nur gegenüber den USA.

Während der EG-Raum heute 
fast die Hälfte der deutschen 
Chemieexporte aufnimmt, gehen 
nur etwa 6 %  in den Ostblock 
und wenig mehr als 3 %  in die 
OPEC-Länder. Große Zuwachs
raten hat die Chemie weder hier 
noch dort zu erwarten. Im Ost
geschäft läßt das Problem der 
bilateralen Kompensation einen 
Warenaustausch in dem beider
seits erwünschten Umfang nicht 
zustande kommen. Die OPEC- 
Länder verfügen zwar über ge
nügend harte Währungen. Aber 
die Märkte sind in Anbetracht 
der verhältnismäßig niedrigen 
Bevölkerungszahlen nicht eben 
groß.

Handelspolitische
Voraussetzungen

Schließlich hängt das Aus
landsgeschäft auch von den 
handelspolitischen Vorausset
zungen ab. Auf diesem Gebiet 
ist die deutsche Chemie seit 
vielen Jahrzehnten außerordent
lich aktiv — und zwar schon 
immer im Sinn einer möglichst 
großen Freizügigkeit. In diesem 
Sinn beobachtet sie auch den 
Beginn der neuen GATT-Runde.

Von besonderer Bedeutung 
für die chemische Industrie ist 
nach wie vor die Frage der 
Energie- und Rohstoffversor
gung. Insbesondere Erdöl und 
Erdgas sind für wichtige che
mische Prozesse zugleich Ener
gieträger und Rohstoff. 1974 
setzte die deutsche Chemie 
etwa 17,5 Mill. Tonnen ö l und 
Erdgas als Rohstoff zur chemi
schen Umwandlung ein. Im sel
ben Zeitraum verbrauchte sie 
neben erheblichen Mengen 
Kohle rund 7,5 Mill. Tonnen Erd
öl und Erdgas als Energieträger, 
vor allem um Strom und Dampf

zu erzeugen. Auch andere Roh
stoffe, etwa Phosphate oder 
pflanzliche ö le  und Fette, spie
len in der Chemie eine wichtige 
Rolle. Die Chemie sieht sich nun 
mehr und mehr von mächtigen 
Kartellen umgeben, die nicht nur 
bei Erdöl und Erdgas, sondern 
auch bei anderen Rohstoffen, 
wie beispielsweise den Phos
phaten, ihre Preisvorstellungen 
durchzusetzen verstehen. Die 
Chemie begrüßt deshalb, daß 
18 Verbraucherländer das Über
einkommen über ein Internatio
nales Energieprogramm unter
zeichnet haben.

Zur Klärung der notwendigen 
Voraussetzungen für eine nach
haltige Belebung der Chemie
konjunktur gehört ein Blick auf 
die Wirtschafts- und Konjunktur
politik. Die Chemie hat die kon
junkturpolitischen Maßnahmen 
der Bundesregierung im großen 
und ganzen als einen Schritt in 
die richtige Richtung bezeichnet, 
obwohl sie selbst von diesem 
Programm nicht allzuviel zu er
warten hat. Die Investitionszu
lage ist bekanntlich auf sieben 
Monate befristet. Heute verge
hen aber von der Investitions
entscheidung bis zum Baube
ginn bei größeren Chemieanla
gen zwei bis drei Jahre. So 
lange dauert in der Regel das 
„Behörden-Engineering“ , wie 
das Genehmigungsverfahren 
neuerdings gern bezeichnet 
wird.

Die Frage, ob die „Talfahrt“ 
beendet sei, läßt sich für die 
Chemie zu diesem Zeitpunkt 
nicht mit letzter Sicherheit be
antworten — sie hofft es. Wenn 
die Chemie langfristig grund
sätzlich optimistisch ist, liegt 
das letztlich an dem Vertrauen 
in die eigenen Produkte und in 
die Forschungsintensität, die 
eine hohe Innovationsrate 
sichert. Dazu kommt die Gewiß
heit, daß die Welt einen ständig 
wachsenden Bedarf an Lebens
qualität hat, zu dessen Befriedi
gung keine andere Industrie in 
gleichem Maß befähigt und auf
gerufen ist wie die Chemie.

WIRTSCHAFTSDiENST 1975/IV 179



ZEITGESPRÄCH

Friedrich-Karl Lehmann

Elektroindustrie: Keine wesentliche Änderung

Die Elektroindustrie ist später 
als andere Industriezweige 

im letzten Vierteljahr 1974 in 
eine rezessive Entwicklung ge
kommen. Der konjunkturelle 
Rückgang war demgemäß in den 
letzten Monaten um so stärker. 
Am deutlichsten zeigt sich der 
Konjunktureinbruch in den Mo
natswerten der Produktion um 
die Jahreswende. Der Rückgang 
erreichte nahezu 15 %. In kei
nem Zeitraum der letzten 25 
Jahre ist es zu einem so schar
fen Produktionsabschwung ge
kommen. Auch die Auftragsein
gänge zeigten die gleiche Ver
laufsrichtung. Bereits seit über 
einem Jahr sind die Inlandsauf
tragseingänge in einer Größen
ordnung von etwa 3 -5  % real 
zurückgegangen. Demgegen
über waren die Auftragsein
gänge aus dem Ausland im Jah
resdurchschnitt um über 20 % 
angestiegen. Aber auch hier 
kam es zum Jahresende 1974 
und zum Jahresanfang 1975 zu 
einer erheblichen Verschlechte
rung der Auftragslage.

Unerfreuliches Zahlenbild

Diese rezessive Entwicklung 
erfaßte nahezu alle Bereiche der 
elektrotechnischen Produktion. 
Gleichwohl kam es dabei zu Dif
ferenzierungen innerhalb der 
wichtigsten Erzeugnisgruppen. 
Während die Investitionsgüter
aufträge aus dem Ausland noch 
überdurchschnittlich Zunahmen, 
waren die Inlandsinvestitionsgü
teraufträge rückläufig, und bei 
den Elektro-Gebrauchsgütern 
kam es zu einer Stagnation. Zu 
Sonderbewegungen kam es bei

180

den nachrichtentechnischen Ge
räten insbesondere im sog. Post
geschäft, wo die Geschäftsent
wicklung drastisch unterhalb der 
Erwartungen geblieben ist. Auch 
bei den Bauelementen der Elek
tronik kam es zu einer Verstär
kung der ohnehin erheblichen 
zyklischen Schwankungen. Das 
Geschäftsvolumen dieses Sek
tors sank um mehr als 20%.

An diesem unerfreulichen 
Zahlenbild hat sich zu Jahres
anfang statistisch noch nichts 
wesentlich verändert. Eine ge
wisse Belebung der Inlandsinve
stitionsgüternachfrage läßt sich 
zwar feststellen; sie kann aber 
auch bedingt sein durch die Auf
tragszurückhaltung in den Mona
ten November/Dezember 1974, 
und zwar im Hinblick auf das da
mals allgemein erwartete Kon
junkturprogramm.

Die Erwartungen einer Ge
schäftsbesserung in der ersten 
Jahreshälfte werden durch die 
Zahlen bisher allerdings noch 
nicht bestätigt. Die Anfang März 
stattgefundene Elektro-Ge- 
brauchsgütermesse läßt allen
falls eine Stabilisierung der ge
genwärtigen Lage erwarten, und 
die Auftragseingänge aus dem 
Ausland verharren auf dem nied
rigen Niveau, das sie um die 
Jahreswende erreicht hatten.

Dieser insgesamt ungünstigen 
Konstellation stehen jedoch rela
tiv positive Erklärungen einiger 
Elektrounternehmen entgegen. 
Diese Unternehmen erwarten 
vor allem in der zweiten Jahres
hälfte eine Konjunkturbelebung. 
Es gibt eine Reihe von Gründen,

die diese Erwartungen stützen. 
So hat die Zinspolitik der Bun
desbank sicherlich positive Ein
flüsse auf die Lagerhaltung im 
Abnehmerbereich. Das Defizit 
der öffentlichen Hände von über 
50 Mrd. DM wird sich im weite
ren Jahresverlauf geschäfts
anregend auswirken. Das glei
che gilt für die steuerlichen Neu
regelungen zum Jahresanfang. 
Auch das Konjunkturprogramm 
der Bundesregierung dürfte zu 
einer verbesserten Geschäfts
lage in der zweiten Jahreshälfte 
beitragen. Die Befürchtungen, 
daß durch die Investitionsprämie 
lediglich ohnehin geplante In
vestitionen vorgezogen werden, 
sind unter konjunkturellem As
pekt nicht berechtigt. Auch vorge
zogene Investitionen können in 
der gegenwärtigen Lage positive 
konjunkturelle Auswirkungen ha
ben. Die Elektroindustrie hat be
dauert, daß die Bundesregierung 
sich nicht zu einer stärkeren 
Ausweitung der öffentlichen In
vestitionen entschließen konnte, 
zumal die Dämpfungspolitik der 
vorangegangenen Jahre im In
frastrukturbereich negative Aus
wirkungen hatte.

Kostenüberhang vom Vorjahr

Die nach wie vor ertrags- und 
investitionsbelastende Kosten
entwicklung stellt in der Elektro
industrie das eigentliche Pro
blem dar. Der Tarifabschluß mit 
einer Erhöhung um 6,8 % hat 
durch den Überhang aus dem 
Vorjahr und durch regional un
terschiedliche Auswirkungen von 
Manteltarifvereinbarungen eine 
Gesamtkostenbelastung von 10
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bis 11 % je Arbeitsstunde aus
gelöst. Auch für den Fall, daß es 
im Jahresverlauf zu einer we
sentlich stärkeren Auslastung 
der Produktionsanlagen kommt, 
dürfte der Produktivitätsanstieg 
bei weitem nicht ausreichen, um 
die Lohnstückkostenbelastung 
zu kompensieren. Es wird daher 
weiterhin mit einem Anstieg der 
Erzeugerpreise oder mit weiter
hin rückläufiger Beschäftigung 
gerechnet werden müssen. Die 
Elektroindustrie hat im Jahr 1974 
ihre Erzeugerpreise im Durch
schnitt um 7,3 % erhöht. Diese 
Steigerungsrate entsprach etwa 
der Hälfte des gesamtindustriel
len Anstiegs der Erzeugerpreise. 
Bereits aus diesem Zahlenver
hältnis ergibt sich der Kosten
überhang des Vorjahres, der 
weiterhin die Kalkulation, die Er

tragslage und die Investitions
neigung belastet.

In der gegenwärtigen Lage ist 
für die Elektroindustrie wie auch 
für die übrige Industrie eine 
spürbare Erhöhung der Nach
frage erforderlich, der keine Ko
stenerhöhung vorangegangen 
ist. Die Aussichten dafür, daß es 
dazu kommt, sind angesichts der 
erwähnten Bedingungen für die 
zweite Jahreshälfte, aber auch 
bei dem temporär sehr hohen 
Stand der privaten Ersparnisse 
nicht von vornherein schlecht. 
Die deutsche Elektroindustrie 
war in der gesamten Nach
kriegszeit eine typische Wachs
tumsindustrie. Diese Eigenschaft 
äußerte sich in einer im Durch
schnitt um etwa 2 Prozentpunkte 
höheren Wachstumsrate gegen
über der gesamtindustriellen

Produktion. Für den Fall, daß es 
ihr gelingt, auch in diesem Jahr 
ihre relative Position zu behaup
ten, würde eine Produktions
erhöhung im Jahr 1975 in der 
Größenordnung von real etwa 
2,5 % möglich sein.

Wenn sich diese Erwartung je
doch erfüllen soll, müßte es sehr 
bald, spätestens anläßlich der 
Hannover-Messe in der zweiten 
Aprilhälfte, zu einer Auftrags
belebung auf breiter Front kom
men. Die reale Produktionszu
nahme des 2. Halbjahres müßte 
auf etwa 8 % steigen, wenn die
ser längerfristige Durchschnitts
wert des Abstands der Elektro- 
produktion zur übrigen Produk
tion auch im Jahr 1975 erreicht 
werden soll. Es ist nicht sehr 
wahrscheinlich, daß es dazu 
kommen wird.

Hanns van Kann

Bauindustrie: Ungünstige Aussichten

Um 18%  hat bisher das Bau
hauptgewerbe im Zusam

menhang mit der gegenwärtigen 
bauwirtschaftlichen Rezession 
seinen Beschäftigtenstand abge
baut. Von Ende Dezember 1972 
bis Ende Dezember 1974 — das 
ist die letzte Zahl — verringerte 
sich die Beschäftigtenzahl um 
254 000 Personen. Das sind 
18 °h.

Dieser Abbau begann im zwei
ten Halbjahr 1973. Zunächst wur
de die Zahl der Helfer und Hilfs
arbeiter verringert, dann folgten 
1974 die Facharbeiter, und im 
weiteren Verlauf des Jahres 
1974 wurde dann auch die An
gestelltenzahl reduziert.

Die Baumaschinenbestellun
gen gingen in dieser Zeit auf die

Hälfte zurück. Bei Hochbauma
schinen — also insbesondere 
den Turmdrehkranen — war der 
Rückgang noch größer. Der Bau
maschinenbestand ist von 1973 
auf 1974 um 5%  zurückgegan
gen. Das zeigt, daß die Geräte
kapazitäten weitaus weniger ver
ringert wurden als die personel
len Kapazitäten. Baumaschinen 
können nicht entlassen werden. 
Sie stehen auf den Bauhöfen 
herum und belasten die Firmen 
mit Kosten.

Weiterer Abbau 
der Beschäftigtenzahl

Am Beginn des Jahres 1975 
stellt sich nun die Frage, ob die
ser Prozeß des Kapazitäts
abbaues beendet ist oder ob

noch eine weitere Schrumpfung 
bevorsteht.

Eine sehr einfache Berech
nung ergibt, daß der Abbau der 
Beschäftigtenzahl noch nicht zu 
Ende ist, daß insoweit die Tal
fahrt noch nicht beendet ist: 1973 
gingen die Auftragseingänge im 
Bauhauptgewerbe nach Abzug 
der Preissteigerungen um rd. 
6 % zurück, die Produktion aber 
nur um 3% . 1974 verringerte 
sich der Auftragseingang ins
gesamt um 14 %. Die Produktion 
schrumpfte aber „nur“ um 7 %, 
d. h. daß das Produktionsniveau 
im Verhältnis zum Auftragsvolu
men in den beiden vergangenen 
Jahren zu groß war. Die Auf
tragsbestände sind entspre
chend stark zurückgegangen. 
Sie liegen nach den Feststellun
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gen des Ifo-Instituts im Gesamt
durchschnitt jetzt bei 2,0 Mona
ten gegenüber gut 3 Monaten in 
normalen Zeiten. Wenn es aber 
so sehr an Auftragsvolumen 
mangelt, muß 1975 die Baupro
duktion noch zurückgehen.

Das ist die eine Betrachtungs
weise.

Die Situation kann aber auch 
im einzelnen analysiert werden. 
Dann kommt man zum gleichen 
Ergebnis.

Im Wohnungsbau wurden 1973 
713 000 Wohnungen fertig
gestellt. 1974 wurde aber nur 
noch für 417 000 Wohnungen 
eine Baugenehmigung erteilt, 
wobei die Zahl der Baugenehmi
gungen 1975 noch unter diese 
Zahl zurückgehen dürfte. Die 
Wohnungsbaunachfrage hat sich 
also fast halbiert.

Änderung der Bedarfsstruktur

Sicher, die Wohnungsbaukon
junktur wies infolge der inflatio
nären Entwicklung ungesunde 
Züge auf. Der § 7b hätte bei
spielsweise schon viel früher 
ausgesetzt werden sollen. Jetzt 
sind die Wohnungsbaukosten in
zwischen so hoch und die Kauf
lust der Bevölkerung bei Eigen
tumswohnungen so gering, eben
so wie die Bereitschaft, noch 
mehr für Mieten auszugeben, daß 
auf absehbare Zeit eine Bele
bung im Wohnungsbau nicht zu 
erwarten ist. Abgesehen davon 
hat sich die Bedarfsstruktur er
heblich verändert. Eine Halde 
von 200 000 Wohnungen drückt 
auf den Markt, eine Halde, die 
sich im Lauf dieses Jahres wegen 
der ständig noch neu fertig wer
denden Wohnungen weiter erhö
hen wird. Ob und wann die Zins
senkung sich im Wohnungsbau 
belebend bemerkbar machen 
wird, ist schwer zu beurteilen. 
Sicher ist, daß eine Reaktion hier 
immer erst sehr spät eintritt. So 
sind also im Wohnungsbau die 
Aussichten derzeit und wohl 
noch für längere Zeit ungünstig.

Im Wirtschaftsbau sind die 
Aufträge im vergangenen Jahr 
sehr stark zurückgegangen. Die 
Wirtschaft hält mit Investitionen 
zurück. Am frühesten einge
schränkt werden dabei immer 
die Bauplanungen. Umgekehrt 
ist anzunehmen, daß die Wirt
schaft, wenn sich die Konjunk
turlage wieder bessert, zuerst 
Maschinen und Ausrüstungen 
anschafft und erst dann Bauten. 
Deshalb ist auch von der Investi
tionszulage von 7,5 % keine 
spürbare Belebung der Baupla
nungen zu erwarten. Im Gegen
teil ist zu befürchten, daß sie in 
die Steuereinnahmen des näch
sten und übernächsten Jahres 
ein großes Loch reißt und die In
vestitionsetats der öffentlichen 
Hand beeinträchtigt.

Die schwierige weltwirtschaft
liche Lage —vor allem die starke 
Rezession in den USA — drückt 
zusätzlich auf die Investitions
bereitschaft der Industrie, die im 
übrigen noch immer durch politi
sche Aktionen verunsichert ist, 
insbesondere durch die Mit
bestimmungspläne und die be
drückende Aussicht auf explo
sionsartig weiter steigende fi
nanzielle Belastungen durch 
Steuern, Sozialabgaben und
sonstige Auflagen.

Rückgang der 
öffentlichen Investitionen

Nicht weniger besorgnis
erregend ist die öffentliche In
vestitionstätigkeit Es trifft zu, 
daß nach dreijährigem ununter
brochenem Rückgang der öffent
lichen Investitionen 1974 eine 
bescheidene Zunahme zu ver
zeichnen war. Sie reichte aber 
bei weitem nicht aus, um den 
übermäßigen Rückgang in den 
anderen Bausparten aufzuhal
ten.

Dies wird auch 1975 so sein. 
Im gesamten zweiten Halbjahr 
1974 gingen im Bauhaupt
gewerbe öffentliche Aufträge im 
Wert von 12,6 Mrd. DM ein. Das 
war 1 Mrd. bzw. 9 % mehr als im

zweiten Halbjahr 1973. Diese 
1 Mrd. ist aber sehr wenig. Sie 
wird zum Großteil benötigt, um 
die Kostenverteuerungen etwa 
im Straßenbau (Bitumen verteu
erte sich um 100 o/o) aufzufan
gen. Aufgrund des ersten Kon
junkturprogramms vom Februar 
1974 und des zweiten Pro
gramms vom September hätten 
außerdem die Aufträge viel stär
ker ansteigen müssen. Offen
sichtlich haben also diese Kon
junkturprogramme nur in gerin
gem Umfang zusätzlich gewirkt. 
Noch bedenklicher ist ein ande
rer Gesichtspunkt: Es könnte 
sein, daß es sich bei diesem 
ohnehin minimalen Auftrags- 
anstieg im öffentlichen Bereich 
nur um vorgezogene Objekte 
handelt. Diese fehlen dann im 
zweiten Halbjahr 1975.

Kein Grund zum Optimismus

Insgesamt ist die finanzwirt
schaftliche Situation der öffent
lichen Hand sehr schwierig, vor 
allem im kommunalen Bereich — 
ein Sachverhalt, den die Bun
desregierung offenbar im Jah
reswirtschaftsbericht nicht be
rücksichtigt hat.

Die Städte wollten ursprüng
lich 1975 3%  mehr investieren 
als 1974. Real entspricht dies be
reits einem Rückgang der Bau
aufträge. Noch schlimmer aber 
ist, daß die Gemeinden immer 
mehr beginnen, ihre Investitions
planungen zu kürzen. Weil sich 
ihre Steuereinnahmen ver
schlechtern, bleibt den Gemein
den nichts anderes übrig, als 
auch solche Bauvorhaben zu
rückzustellen, die bereits in den 
Haushaltsplänen enthalten wa
ren. Die Gemeinden handeln 
also wieder einmal prozyklisch. 
Die Gemeinden bestreiten aber 
60 % der öffentlichen Investitio
nen.

Somit ist auch im öffentlichen 
Bereich für 1975 kein Grund zum 
Optimismus gegeben. Die Tal
fahrt der Bauwirtschaft scheint 
noch nicht beendet zu sein.
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